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Privatisierung von Bundesunternehmen
Im letzten Monat privatisierte der Bund einen Teil seiner VEBA-Beteiligung. Dieser Schritt in Richtung weni­
ger Staat ist nicht unumstritten. Sind Wirtschaftsunternehmen in öffentlicher Hand notwendig? Dr. Ger­
hard Stoltenberg und Wolfgang Roth sowie die Professoren Karl Georg Zinn und Helmut Cox nehmen Stel­
lung.

Gerhard ̂ Stoltenberg

Ein Beitrag zur Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft

Nach dem Zweiten Weltkrieg ha­
ben die Länder Westeuropas in 

ihrer Industriepolitik unterschiedli­
che ordnungspolitische Vorstellun­
gen verwirklicht. In einer Reihe un­
serer Nachbarländer wurden füh­
rende Unternehmen, zum Teil auch 
ganze Branchen, systematisch ver­
staatlicht.

Politisch wurde dabei die Auffas­
sung vertreten, der Staat müsse 
sich -  auch als Unternehmer -  di­
rekt in die Entwicklung der Wirt­
schaft einschalten, ihre Struktur 
verändern, Arbeitsplätze schaffen 
und erhalten, für bessere und billi­
gere Produkte sorgen und beispiel­
haft in seinen Unternehmen die so­
zialen Bedingungen der Arbeitneh­
mer verbessern. Es soll nicht be­
zweifelt werden, daß in diesen Län­
dern öffentliche Unternehmen 
durchaus Leistungen vollbracht ha­
ben. So kann z. B. die französische 
Luft- und Raumfahrtindustrie auf 
zum Teil beachtliche Entwicklungs­
erfolge zurückblicken.

In der Mehrzahl der Fälle wurden 
verstaatlichte Unternehmen aber 
über kurz oder lang zu Problemfäl­
len ersten Ranges, Durch jahrelan­
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ge Verlustproduktion sind sie zu ei­
ner Dauerbelastung der Staats­
haushalte auf Kosten der Steuer­
zahler geworden. Heute können wir 
eine Konzentration öffentlicher Un­
ternehmen vor allem in strukturell 
überholten Sektoren feststellen. 
Viele von ihnen waren nicht in der 
Lage, die durch die fortschreitende 
internationale Arbeitsteilung not­
wendigen Anpassungsprozesse zu 
vollziehen. Es wäre sicherlich falsch 
und ungerecht, die Unternehmen 
allein für diese Entwicklung ver­
antwortlich zu machen. Oft waren 
es einfach die Vielfalt der Interes­
sen und die Menge der Ansprüche, 
denen diese Unternehmen gerecht 
werden sollten bzw, die sie nur un­
ter Hinnahme von Fehlentwicklun­
gen im eigentlichen Unternehmens­
bereich erfüllen konnten.

Die unterschiedlichen ordnungs­
politischen Vorstellungen haben in 
Europa bis in die letzten Jahre an­
gehalten: Verstaatlichung in Frank­
reich und Griechenland auf der ei­
nen, eine entschlossene Politik der 
Entstaatlichung in Großbritannien 
auf der anderen Seite, Die Beweg­
gründe für das britische Programm

der Privatisierung und der Liberali­
sierung verdienen besondere Auf­
merksamkeit, nachdem gerade jetzt 
in der Bundesrepublik Deutschland 
wieder die Forderung nach Ver­
staatlichung von Schlüsselindu­
strien erhoben worden ist,

Medizin der Liberalisierung

In Großbritannien wurde festge­
stellt, daß nahezu alle mit der Ver­
staatlichung verfolgten Ziele nicht 
erreicht worden sind. Im Gegenteil, 
die wirtschaftliche Struktur Großbri­
tanniens hat sich laufend ver­
schlechtert und bedurfte einer 
grundlegenden Erneuerung, Die Ar­
beitsplätze sind nicht sicherer ge­
worden; gerade in den öffentlichen 
Unternehmen mußten in den letzten 
Jahren die Belegschaften beträcht­
lich reduziert werden, um den Pro­
duktivitätsrückstand gegenüber an­
deren europäischen Ländern aufzu­
holen, Das Leistungsangebot staat­
licher Unternehmen war weder billi­
ger noch qualitativ besser. Die Löh­
ne in den staatlichen Unternehmen 
waren demgegenüber höher. Die 
Medizin der Liberalisierung, die der 
britischen Wirtschaft, insbesondere
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den staatlichen Unternehmen, un­
ter der heutigen Regierung verab­
reicht wurde, hat sicherlich bitter ge­
schmeckt, aber die Fortschritte in 
der Genesung sind unverkennbar.

In der Bundesrepublik Deutsch­
land ist unter Konrad Adenauer und 
Ludwig Erhard die grundsätzliche 
Entscheidung für die Soziale Markt­
wirtschaft gefallen. Die rasche Ent­
wicklung der Wirtschaft unseres 
Landes verdanken wir vor allem die­
ser Entscheidung. Dabei soll die 
Bedeutung des Beitrages der öf­
fentlichen Wirtschaft keineswegs 
übersehen werden. Es genügt, auf 
die Leistungen der Elektrizitätswirt­
schaft und der Deutschen Bundes­
post hinzuweisen. Der große Erfolg 
der Sozialen Marktwirtschaft beruht 
jedoch in erster Linie auf dem abso­
luten Vorrang der privaten Initiative, 
dem Wettbewerb zwischen privaten 
Unternehmen und der Effizienz des 
Marktes.

Notwendige
Strukturanpassungen

Die 70er Jahre haben bewiesen, 
wie belastbar die Soziale Marktwirt­
schaft tatsächlich ist. Sie hat die 
vielfältigen Verstöße der damaligen 
Finanz- und Wirtschaftspolitik ge­
gen ihre Spielregeln überstanden -  
wenn auch nicht ohne Schaden. In 
den 70er Jahren ist es zwar nicht zu 
Verstaatlichungen von Industrie­
zweigen gekommen, aber dennoch 
hat sich der Staat fortlaufend aus­
gedehnt. Die Flut der Gesetze und 
Verordnungen ist drastisch ange­
schwollen. Die Ansprüche gegen­
über dem Staat nahmen immer 
mehr zu.

Beim einzelnen Bürger äußerten 
sie sich in der Erwartung immer hö­
herer Einkommen und einer immer 
besseren Absicherung gegen die 
beruflichen und privaten Risiken 
des Lebens. Bei vielen Unterneh­
mern und Unternehmen entstand 
die Vorstellung, die öffentliche
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Hand werde für den Bestand der 
Unternehmen -  auch bei völlig un­
zulänglicher Strukturanpassung -  
sorgen und international erreichte 
Produktionsanteile durch Subven­
tionen sichern. Diese Haltung mag 
aus der Sicht des einzelnen Bür­
gers, eines einzelnen Unterneh­
mens oder einer einzelnen Branche 
verständlich sein, sie steht aber im 
Widerspruch zur Grundidee der So­
zialen Marktwirtschaft und führt 
letztlich zu einem Verlust an inter­
nationaler Wettbewerbsfähigkeit. 
Dies wiegt besonders schwer in ei­
nem Land, dessen Wohlstand vom 
Export abhängt und das seine Posi­
tion in der Spitzengruppe der Indu­
strienationen gegenüber nachdrän­
genden Wettbewerbern zu verteidi­
gen hat.

In den 70er Jahren ist unter dem 
Eindruck der in der Nachkriegszeit 
erzielten Erfolge der Sozialen 
Marktwirtschaft und dem damit ge-
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schaffenen Polster auch bei uns 
zum Teil übersehen worden, wel­
che Konsequenzen die Internatio­
nalisierung der Märkte mit sich ge­
bracht hat. Die Bundesrepublik 
kann daher von der Kritik an den eu­
ropäischen Industrieländern nicht 
ausgenommen werden, die ange­
sichts der internationalen Heraus­
forderungen notwendigen Struktur­
anpassungen nicht ausreichend 
vorgenommen zu haben. Struktur­
konservierung und öffentlicher Kon­
sum behielten ein zu großes Ge­
wicht. Die Verlagerung wirtschaftli­
cher Schwerpunkte in den pazifi­
schen Raum, zum Beispiel nach 
Kalifornien und Japan, wurde nicht 
deutlich erkannt und der Öffentlich­
keit nicht bewußt. Es wurden nicht 
genügend Anstrengungen unter­
nommen, z. B. die gerade im asiati­
schen Raum hohen sprachlichen 
Barrieren zu überwinden und die 
Beobachtung der Märkte und Tech­
nologien dieser Länder zu vertiefen, 
um ihnen frühzeitig mit geeigneten 
Strategien begegnen zu können.

Dies soll keineswegs heißen, daß 
die deutsche Wirtschaft nicht auch 
Erfolge erzielt hätte. Es gibt keine 
Veranlassung, mutlos zu werden. 
Im Gegenteil, erfolgreiches deut­
sches Engineering im internationa­
len Anlagenbau oder der weltweite 
Erfolg unserer Automobilfirmen 
sind Beispiele, wie den internatio­
nalen Herausforderungen entspro­
chen werden kann. Dennoch gibt es 
Rückstände, wie etwa in der Mi­
kroelektronik oder in der Informa­
tionstechnologie, die es schleunigst 
aufzuholen gilt.

Weniger Staat

Bundeskanzler Kohl hat in seiner 
Regierungserklärung am 4. Mai 
1983 klar formuliert: „Wir wollen 
nicht mehr Staat, sondern weniger; 
wir wollen nicht weniger, sondern 
mehr persönliche Freiheit.“ Für die 
Tätigkeit des Staates als Unterneh­
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mer und als Anbieter öffentlicher 
wirtschaftlicher Leistungen muß 
dies heißen:

□  Rechts- und Venwaltungsvor- 
schriften sind zu vereinfachen und 
bürokratische Hemmnisse abzu­
bauen, Die Vereinfachung von 
Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten ist 1983 durch einen -  bereits im 
Juli gefaßten -  Kabinettsbeschluß 
vorangetrieben worden. Zur Unter­
stützung dieser Arbeiten wurde eine 
unabhängige Kommission berufen. 
Damit sind wichtige Arbeiten an die­
ser Dauerfrage begonnen worden.

n  Öffentliche Dienstleistungen 
sind dort zu privatisieren, wo diese 
durch private Unternehmen ebenso 
gut oder besser erbracht werden 
können. Dies muß sich im wesentli­
chen im kommunalen Bereich voll­
ziehen. Es gibt Anzeichen, daß sich 
der Prozeß des Umdenkens auf die­
ser Ebene verstärkt hat. Natürlich 
muß darauf geachtet werden, daß 
Qualität und Konditionen des Lei­
stungsangebots durch die Übertra­
gung auf Private nicht leiden. Es 
kann aber keinem Zweifel unterlie­
gen, daß die öffentlichen Träger in 
der Vergangenheit bei ihrem Lei­
stungsangebot des Guten zuviel 
getan haben.

□  Bei der Veräußerung von An­
teilsrechten an Unternehmen als 
drittem Teilaspekt einer Wirt­
schaftspolitik, die den Staat auf sei­
ne eigentlichen Aufgaben zurück­
führt, ist in erster Linie an den Bund 
zu denken. In den letzten 70 Jahren 
hat sich bei ihm ein beachtlicher Be­
teiligungsbesitz aufgebaut. Dieser 
Besitz hat vielfältige Wurzeln. In 
und nach dem Ersten Weltkrieg (z. 
B. Aluminiumproduktion) und in der 
Zeit der gelenkten Autarkie- und 
Rüstungswirtschaft (z. B. Eisenerz­
gewinnung und -Verhüttung in Salz­
gitter, Aufbau des Volkswagenwer­
kes) ist zur Erfüllung der damals als 
öffentlich verstandenen Aufgaben 
eine Vielzahl staatlicher Betriebe

und Unternehmen entstanden. In 
der Nachkriegszeit sind beim Bund 
mit Entwicklungshilfe, Forschungs­
und T echnologiepolitik sowie der Fi­
nanzierung von Programmen neue 
Aufgaben dazu gekommen. Das 
dafür erforderliche Instrumentarium 
hat den Beteiligungsbesitz des Bun­
des beträchtlich vergrößert.

Abbau des Beteiligungsbesitzes

Die CDU/CSU-geführten Bun­
desregierungen haben in der Nach­
kriegszeit unter den Zielvorstellun­
gen der Sozialen Marktwirtschaft 
energisch die Politik der Veräuße­
rung von entbehrlichen staatlichen 
Unternehmensanteilen verfolgt. In 
der Öffentlichkeit sind die damali­
gen Verkaufsaktionen Preussag, 
Volkswagenwerk und VEBA noch in 
Erinnerung. Staatliche Belange 
sind dadurch nicht beeinträchtigt 
worden. Unter Unionspolitikern, vor 
allem den Bundesschatzministern 
Werner Dollinger und Kurt Schmük- 
ker, wurde die systematische 
Neuordnung und Überprüfung des 
Beteiligungsbesitzes eingeleitet. 
Durch das Wahlergebnis von 1969 
ist diese Politik unterbrochen wor­
den. Zwar versuchte Bundesfinanz­
minister Alex Möller im Jahre 1970, 
mit dem Modell einer Bundeshol­
ding ein geschlossenes Konzept für 
den Beteiligungsbereich zu finden, 
scheiterte damit jedoch schon an 
den Meinungsverschiedenheiten in 
seiner eigenen Partei.

Ein systematischer Abbau des 
Beteiligungsbesitzes ist innerhalb 
der damaligen Regierungskoalition 
weder erörtert noch versucht wor­
den. Regierung und Beteiligungs­
verwaltung folgten vielmehr kon­
zernpolitischen Vorstellungen der 
Unternehmen, die eine Politik der 
Diversifikation verfolgten, um ihre 
Strukturen zu ergänzen und Aus­
landsorganisationen aufzubauen. 
Diese Diversifikation ist vielfach 
nicht geglückt.

Nach dem Regierungswechsel 
im Herbst 1982 hat das Bundesfi­
nanzministerium sofort mit einer 
Bestandsaufnahme begonnen und 
Prioritäten gesetzt. Die Konsolidie­
rung veriustbringender Unterneh­
men erhielt den Vorrang, um den 
Aufbau unkalkulierbarer Haushalts­
risiken zu verhindern.

Gleichzeitig wurde das Bewußt­
sein dafür geschärft, daß Zurück­
haltung beim Erwerb neuer Beteili­
gungen erwartet wird. Dies war vor 
allem im mittelbaren Bereich not­
wendig, der sich in den 70er Jahren 
im Gegensatz zum unmittelbaren 
Beteiligungsbereich des Bundes 
weiter ausgedehnt hatte.

Eine Entscheidung, ob eine Be­
teiligung verringert oder ganz auf­
gegeben werden kann, setzt eine 
sorgfältige Prüfung voraus, ob noch 
ein wichtiges Bundesinteresse an 
ihr besteht. Sollte diese Frage be­
jaht werden, muß geprüft werden, 
ob die Beteiligung in bisheriger Hö­
he notwendig ist. Diese Untersu­
chungen sind im Gang. Ergebnisse 
werden 1984 dem Bundeskabinett 
berichtet.

Die Reduzierung der VEBA-Be- 
teiligung des Bundes von 43,75 % 
auf 30 % ist bereits wenige Monate 
nach der Bundestagswahl am 26. 
Oktober 1983 beschlossen und im 
Januar 1984 plangemäß vollzogen 
worden. Mit dieser Entscheidung 
wurde die ordnungspolitische Ent­
schlossenheit dieser Bundesregie­
rung bekundet, ihre Beteiligungspo­
litik neu zu gestalten.

An der VEBA-Entscheidung ist 
von Vertretern der Opposition 
grundsätzliche Kritik geäußert wor­
den. Es wurde die Meinung vertre­
ten, gerade auf dem Energiemarkt 
seien oligopolistische Strukturen 
vorhanden. Der Bund müsse daher 
an einer starken, einer mehrheitli­
chen Beteiligung interessiert sein. 
Die früheren Bundesregierungen 
haben in den 70er Jahren keine
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Mehrheitsbeteiligung begründet, 
sondern das zunächst propagierte 
Konzept eines nationalen Mineral­
ölkonzerns stillschweigend fallen 
lassen. Der Stimmrechtsvorzug des 
Bundes, der bei der Teilprivatisie­
rung 1965 geschaffen worden war, 
wurde bereits 1971 aufgehoben.

Veräußerungsmaßstäbe

In der Öffentlichkeit wird ver­
schiedentlich die Meinung vertre­
ten, die Bundesregierung veräuße­
re ertragsstarke Beteiligungen und 
behalte die Verlustunternehmen. 
Dieses Argument führt in die Irre. 
Maßgeblich ist, ob ein wichtiges In­
teresse des Bundes gegeben ist 
oder nicht. Ist ein solches nicht er­
kennbar oder kann es mit einer 
niedrigeren Beteiligung wahrge­
nommen werden, muß verkauft

werden können. Anders als bei Pri­
vatkonzernen kann es nicht Aufga­
be des Staates sein. Umfang und 
Zusammensetzung seines unmit­
telbaren Beteiligungsbesitzes am 
Prinzip des Gewinn- und Verlust­
ausgleichs zwischen seinen Beteili­
gungen zu orientieren. Entschei­
dend ist allein das wichtige Bundes­
interesse. Ferner muß Flexibilität 
gewahrt werden: Es entstehen 
neue Aufgaben, andere verlieren an 
Bedeutung. Dem muß durch Redu­
zierung auch ertragsstarker Beteili­
gungen entsprochen werden kön­
nen. Hinzu kommt die Verpflich­
tung, Verluste durch Strukturanpas­
sungen abzubauen.

Der Abbau von Bundesbeteili­
gungen wird bei uns bei weitem 
nicht das finanzielle Ausmaß wie in 
Großbritannien erreichen. Dort wer­

den in der gegenwärtigen Legisla­
turperiode Erlöse von 7,5 Mrd. 
Pfund, das sind rund 30 Mrd. DM, 
erwartet. Der erheblich geringere 
Umfang des Bundesbesitzes läßt im 
Vergleich dazu nur wesentlich be­
scheidenere Summen erwarten. 
Diese werden zum weiteren Abbau 
der Neuverschuldung verwendet. 
Die Haushaltsentlastung steht da­
bei jedoch nicht im Vordergrund der 
Überlegungen der Bundesregie­
rung. Entscheidend ist, daß unsere 
Wirtschaft flexibel auf binnenwirt­
schaftliche Strukturveränderungen 
reagiert und sich den von außen 
kommenden Herausforderungen 
gewachsen zeigt. Sie muß jederzeit 
den Bedürfnissen der Märkte genü­
gen können. Hierzu hat auch eine 
Neugestaltung unserer Beteili­
gungspolitik beizutragen.

Wolfgan^Roth

Ein schlüssiges Konzept fehlt

Die Bundesregierung hat in den 
Jahreswirtschaftsberichten 

1983 und 1984 wiederholt eine Pri­
vatisierung von Bundesvermögen 
angekündigt, es bisher aber ver­
säumt, ein klares Konzept vorzule­
gen und im Deutschen Bundestag 
zur Diskussion zu stellen. Dieses 
Versäumnis hält sie jedoch nicht da­
von ab, mit dem Verkauf von VEBA- 
Aktien und einer stufenweisen Ab­
senkung des Bundesanteils am 
Nennbetrag des Kapitals von 
43,75 % auf nunmehr 30 % {und 
nach vollzogener Kapitalerhöhung 
auf etwas über 25 %) vorzuprellen 
und hier eine Politik der vollendeten 
Tatsachen zu schaffen. Dabei wur­
de noch außerordentlich dilettan­
tisch vorgegangen. Gelegentliche
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Hinweise der Bundesregierung, die 
einzelnen Ministerien seien ange­
wiesen, im Laufe des Jahres 1984 
eine Überprüfung aller Bundesbe­
teiligungen vorzunehmen, zeigen 
deutlich, daß es bisher überhaupt 
noch kein abgestimmtes Hand­
lungskonzept zur Herbeiführung 
sachgerechter Entscheidungen 
gibt. Es wird gewurschtelt und Stol­
tenberg macht Kasse.

Widersprüche können so auch 
nicht ausbleiben: Während der Bun­
deskanzler zunächst noch erklärte, 
der Erlös des Aktienverkaufs bei 
VEBA werde zur zusätzlichen För­
derung innovativer junger kleiner 
und mittlerer Unternehmen einge­
setzt, setzte der Bundesfinanzmini­
ster eine Herabsetzung der aktuel­

len Neuverschuldung des Bundes 
durch. Es handelt sich dabei jedoch 
nicht um einen dauerhaften Konso­
lidierungsbeitrag, sondern nur um 
eine einmalige finanzielle Abdek- 
kung konsumtiver Ausgaben. Mit 
anderen Worten: Öffentliche Ver­
mögensreserven müssen für kurz­
fristige Konsolidierungserfolge her­
halten (Verschleuderung von 
Staatsvermögen).

Die inhaltlich eher verschwom­
mene Privatisierungsdebatte in der 
Bundesrepublik wirkt für die Unter­
nehmen mit öffentlicher Beteiligung 
wegen der hiervon gerade auf aus­
ländische Kunden ausgehenden 
Ankündigungseffekte geschäfts­
schädigend. So werden von den 
Kunden bindende Erklärungen über
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